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(2) Wird der Verband aufgelöst, so muß eine Abwicklung statt­
finden. Die Vorschriften der §§ 48 bis 53 des Bürgerlichen Gesetz­
buches sind entsprechend anzuwenden.

Dritter Abschnitt 
Frachtenbildung

§ 2 1
(1) Die Entgelte für Verkehrsleistungen der Schiffahrt und 

Flößerei zwischen deutschen Lade- und Löschplätzen (Trans­
portsätze, Schiffsanteilfrachten, Schlepplöhne, Schiffsmieten, 
Vergütungen für sonstige mit der Schiffsbeförderung unmittel­
bar zusammenhängende Nebenleistungen) werden durch 
Frachtenausschüsse der Binnenschiffahrt festgesetzt, sofern 
die Verkehrsleistungen entweder ganz oder im Falle einer 
durchgehenden Beförderung streckenweise auf Bundeswasser­
straßen erbracht werden. Des weiteren setzen die Frachtenaus­
schüsse Liegegelder fest sowie die den Entgelten nach Satz 1 zu­
grunde liegenden Lade- und Löschzeiten; die Lade- und Lösch­
zeiten dürfen die gesetzlich festgesetzten Zeiten nicht über­
schreiten.

(2) Die Entgelte sollen marktgerecht sein und den wirtschaft­
lichen Verhältnissen der Unternehmer der Schiffahrt und Flöße­
rei Rechnung tragen; sie sind Festentgelte oder Mindest- 
Höchstentgelte. Bei Festsetzung von Mindest-Höchstentgelten 
sind unbillige Benachteiligungen landwirtschaftlicher und mit­
telständischer Wirtschaftskreise sowie wirtschaftlich schwacher 
und verkehrsungünstig gelegener Gebiete zu verhindern.

(3) Wer gewerbsmäßig Verkehrsleistungen der Schiffahrt 
oder Flößerei erbringt, für die ein nach diesem Gesetz festzuset­
zendes Entgelt noch nicht festgesetzt worden ist, hat dies dem 
gebietlich zuständigen Frachtenausschuß (§ 22 Abs. 1) unverzüg­
lich schriftlich anzuzeigen.

§ 2 2
(1) Frachtenausschüsse werden durch Rechtsverordnungen 

des Bundesministers für Verkehr errichtet. In der Rechtsverord­
nung ist ihre gebietliche Zuständigkeit zu bestimmen.'

(2) Der Bundesminister für Verkehr errichtet durch Rechts­
verordnungen bei jedem Frachtenausschuß einen erweiterten 
Frachtenausschuß.

§23
(1) Für Entgelte für Verkehrsleistungen, die über den Bereich 

eines Frachtenausschusses hinausgehen, ist der Frachtenaus­
schuß zuständig, in dessen Bereich das Schiff beladen wird, so­
weit nicht der Bundesminister für Verkehr etwas anderes be­
stimmt.

(2) Die Frachtenausschüsse sind nicht zuständig für die Ent­
gelte in der Fahrgastschiffahrt.

§24
Die Frachtenausschüsse und die erweiterten Frachtenaus­

schüsse unterstehen der Aufsicht des Bundesministers für Ver­
kehr.

§25
(1) Die Frachtenausschüsse bestehen jeweils aus zwei zahlen­

mäßig gleich starken Gruppen von Vertretern der Schiffahrt und 
der Verlader. Die Mitglieder der Gruppe der. Schiffahrt werden 
auf Vorschlag der beteiligten Verbände der Binnenschiffahrt 
und die Mitglieder der Gruppe der Verlader auf Vorschlag der 
Verbände der Industrie, des Handels, des Handwerks, der Schiff­
fahrtspedition und der Agrarwirtschaft von der Aufsichtsbehör­
de für die Dauer von drei Jahren in den Frachtenausschuß beru­
fen. Die Frachtenausschüsse wählen einen Vorsitzenden aus 
dem Kreis ihrer Mitglieder.

(2) Die Mitglieder können jederzeit durch schriftliche Erklä­
rung gegenüber dem Bundesminister für Verkehr ihr Amt nie­
derlegen. Verliert ein Mitglied die Fähigkeit zur Bekleidung öf­
fentlicher Ämter oder wird über sein Vermögen der Konkurs 
eröffnet, so erlischt seine Mitgliedschaft. Die Mitgliedschaft er­
lischt ferner, wenn der Bundesminister für Verkehr feststellt, 
daß ein Mitglied nicht mehr der Gruppe angehört, für die es vor­
geschlagen worden ist. Der Bundesminister für Verkehr kann 
ein Mitglied aus wichtigem Grund und nach Anhörung des Ver­
bandes, der es vorgeschlagen hat, abberufen.

(3) Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 gelten auch für die Stellvertre­
ter.

(4) Beim Ausscheiden eines Mitgliedes oder eines Stellvertre­
ters wird sein Nachfolger für den Rest der Amtsdauer des ausge­
schiedenen Mitgliedes oder Stellvertreters berufen.

(5) Die erweiterten Frachtenausschüsse bestehen aus der 
Gruppe der Schiffahrt, der Gruppe der Verlader, einem unab­
hängigen Vorsitzenden und je einem von der Gruppe der Schiff­
fahrt und der Gruppe der Verlader benannten unabhängigen 
Beisitzer. Der Vorsitzende und die beiden Beisitzer werden von 
der Aufsichtsbehörde für die Dauer von drei Jahren berufen; das 
gleiche gilt für ihre Stellvertreter. Die Absätze 2 und 4 gelten ent­
sprechend, jedoch mit der Maßgabe, daß vor der Abberufung 
eines Beisitzers aus wichtigem Grund die Gruppe zu hören ist, 
die ihn benannt hat.

(6) Die Mitglieder der Frachtenausschüsse und der erweiter­
ten Frachtenausschüsse sind ehrenamtlich tätig; sie sind nicht 
an Aufträge oder Weisungen gebunden.

§ 25 a 
(weggefallen)

§26
Die Frachtenausschüsse und die erweiterten Frachtenaus­

schüsse geben sich Geschäftsordnungen. Die Geschäftsordnun­
gen bedürfen der Genehmigung der Aufsichtsbehörde.

§27
(1) Die Frachtenausschüsse bilden auf Anordnung oder mit 

Genehmigung der Aufsichtsbehörde
1. Frachtenkommissionen für Tagesgeschäfte,
2. Bezirksauschüsse,
3. gemeinsame Ausschüsse,
4. Fachausschüsse.

(2) Die Frachtenkommissionen für Tagesgeschäfte sind nach 
Maßgabe der Geschäftsordnung befugt, Entgelte für Verkehrs­
leistungen (§21) vorzuschlagen. Sie haben ihre Vorschläge un­
verzüglich dem Frachtenausschuß zur Beschlußfassung vorzu­
legen.
•* (3) Die Bezirksausschüsse und gemeinsamen Ausschüsse 

können nach Maßgabe der Geschäftsordnung selbständige Fest­
setzungsbefugnisse erhalten (ermächtigte Unterausschüsse). In 
diesem Falle sind die §§ 24, 25 Abs. 6 entsprechend anzuwenden. 
Soweit die Mitglieder der Bezirksausschüsse nicht Mitglieder 
der Frachtenausschüsse sind, gilt ferner § 25 Abs. 1 bis 4 sinnge­
mäß ; sie können jedoch auch für eine kürzere Dauer als drei Jah­
re berufen werden. Die gemeinsamen Ausschüsse sind aus je 
zwei Mitgliedern der Gruppe der Schiffahrt und der Gruppe der 
Verlader der beteiligten Frachtenausschüsse zu bilden.

(4) Die Fachausschüsse schlagen dem Frachtenausschuß Ent­
gelte für Verkehrsleistungen vor.

§ 27 a
Die Gruppe der Schiffahrt und die Gruppe der Verlader bera­

ten im Frachtenausschuß gemeinsam. Bei Abstimmungen ver­
fügt jede Gruppe über eine Stimme.

§ 27b
(1) Können sich die Gruppe der Schiffahrt und die Gruppe der 

Verlader im Frachtenausschuß oder in einem ermächtigten Un­
terausschuß nicht auf ein bestimmtes Entgelt für eine Verkehrs­
leistung einigen, zeigt der Frachtenausschuß oder der ermäch­
tigte Unterausschuß dies innerhalb einer Frist von vierzehn Ta­
gen nach der ergebnislos verlaufenden Sitzung dem Vorsitzen­
den des erweiterten Frachtenausschusses an.

(2) Der Vorsitzende des erweiterten Frachtenausschusses be­
ruft diesen innerhalb von vier Wochen nach Eingang der Anzei­
ge nach Absatz 1 ein.

(3) Der erweiterte Frachtenausschuß berät über das Entgelt 
nach Absatz 1. Können sich die Gruppe der Schiffahrt und die 
Gruppe der Verlader wiederum nicht einigen, so beschließt der4’ 
erweiterte Frachtenauschuß über das Entgelt. Der Vorsitzen­
de, die beiden Beisitzer, die Gruppe der Schiffahrt und die 
Gruppe der Verlader haben hierbei je eine Stimme. Beschlos­
sen ist das Entgelt, für das mindestens drei Stimmen abgege­
ben werden.


